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VIERTES KAPITEL

Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen
und Gesamteinkommen

A. Arbeitsentgelt

I. Bedeutung und Entwicklung

90Das Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung ist von besonderer Bedeutung
für die Versicherungspflicht, die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge sowie
für die Berechnung der sozialversicherungsrechtlichen Entgeltersatzleistun-
gen der Arbeitnehmer. Die Sozialversicherungspflicht setzt im Allgemeinen
neben dem Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses den Bezug von Ar-
beitsentgelt voraus. Wenn das Arbeitsentgelt des Beschäftigten regelmäßig
im Monat die Geringfügigkeitsgrenze (vgl. Rz 60) nicht übersteigt, besteht
in den einzelnen Versicherungszweigen grundsätzlich keine Versicherungs-
pflicht. Versicherungsfrei sind in der gesetzlichen Krankenversicherung Ar-
beitnehmer, deren Arbeitsentgelt über der Jahresarbeitsentgeltgrenze liegt
(vgl. Rz 50.1 ff.). Ferner ist das Arbeitsentgelt die Bemessungsgrundlage für
die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge. Überwiegend richtet sich
die Höhe der Geldleistungen aus der Sozialversicherung nach dem vorher
bezogenen Arbeitsentgelt.

Die Grundlage für die verschiedenen Bestimmungen bildet das am 1.7.1977 in
Kraft getretene SGB IV. Näheres regelt die dazu ergangene Verordnung über
die Bestimmung des Arbeitsentgelts in der Sozialversicherung (ArEV), die am
1.1.2007 durch die Verordnung über die sozialversicherungsrechtliche Bestim-
mung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsentgelt (SvEV) abgelöst
wurde. Durch einen eigenständigen Arbeitsentgeltbegriff im Sozialgesetz-
buch (§ 14 SGB IV) wurde die enge Verknüpfung mit dem lohnsteuerrecht-
lichen Begriff des Arbeitslohnes (vgl. § 2 LStDV) aufgegeben. Die Einführung
von steuerfreien Bezügen sollte nach den Vorstellungen des Gesetzgebers
nicht mehr automatisch zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung führen.
Allerdings wirkt sich die teilweise Verselbständigung vom Steuerrecht bis
heute nur sehr begrenzt aus, weil durch die SvEV für wesentliche Teile des Ar-
beitsentgelts die Verknüpfung der Beitragsfreiheit mit der Lohnsteuerfreiheit
wiederhergestellt worden ist.

II. Begriffsbestimmung in § 14 SGB IV

91Arbeitsentgelt sind nach § 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV alle laufenden oder ein-
maligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleichgültig, ob ein Rechtsan-
spruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher
Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder
im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Arbeitsentgelt sind nach § 14 Abs. 1
Satz 2 SGB IV auch Entgeltteile, die durch Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2
BetrAVG in den Durchführungswegen Direktzusage (vgl. Fach 8 Rz 20 ff.)
oder Unterstützungskasse (Fach 8 Rz 31 ff.) verwendet werden, wobei nach
einer Übergangsregelung in § 115 SGB IV die für eine Entgeltumwandlung
verwendeten Entgeltbestandteile nicht als Arbeitsentgelt i. S. des § 14 Abs. 1
Satz 2 SGB IV gelten, soweit der Anspruch auf die Entgeltbestandteile bis zum
31.12.2008 entsteht und soweit die Entgeltbestandteile 4 % der jährlichen
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Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung (West) nicht
übersteigen. Das Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
und anderer Gesetze1 sieht jedoch vor, dass vom 1.1.2009 an die für eine
Entgeltumwandlung verwendeten Entgeltbestandteile nicht als Arbeitsentgelt
gelten, soweit die Entgeltbestandteile 4% der jährlichen Beitragsbemessungs-
grenze der allgemeinen Rentenversicherung (West) nicht übersteigen.

Von der grundsätzlich alle Einnahmen aus der Beschäftigung umfassenden
Definition des Arbeitsentgelts enthält die SvEV eine Reihe von Ausnah-
men (s. Rz 94 ff.). Außerdem gelten gem. dem zum 1.4.1999 neu angefügten
Satz 3 des § 14 Abs. 1 SGB IV steuerfreie Aufwandsentschädigungen (s. Fach 7
Rz 58 ff.) nicht als Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung.

91.1 Schließlich ist § 14 Abs. 1 Satz 3 SGB IV durch das Steuerbereinigungsgesetz
19992 zum 1.1.2000 dahingehend ergänzt worden, dass steuerfreie Einnahmen
nach § 3 Nr. 26 EStG (sog. Übungsleiterfreibetrag, s. Fach 7 Rz 176) ebenfalls
kein Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung darstellen. Danach sind Ein-
nahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzie-
her, Betreuer oder vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkeiten, aus neben-
beruflichen künstlerischen Tätigkeiten oder der nebenberuflichen Pflege alter,
kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag einer inländi-
schen juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer unter § 5 Abs. 1
Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung ge-
meinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 AO) bis zur
Höhe von insgesamt 2 100 € (bis 31.12.2001: 3 600 DM, bis 31.12.2006: 1 848
€) im Jahr steuerfrei und gehören damit nicht zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozi-
alversicherung. Dementsprechend liegt kein Beschäftigungsverhältnis i. S. der
Sozialversicherung vor und es fallen keinerlei Sozialversicherungsbeiträge an,
wenn lediglich Einnahmen bis zum Übungsleiterfreibetrag erzielt werden. Zu
der Frage, ob der steuerfreie Jahresbetrag von 2 100 € pro rata (d. h. monatlich
mit 175 €) oder en bloc (z. B. jeweils zum Jahresbeginn) sozialversicherungs-
rechtlich zu berücksichtigen ist, vertreten die Sozialversicherungsträger die
Auffassung, dass der steuerliche Freibetrag in der Sozialversicherung in glei-
cher Weise zuzuordnen ist wie im Steuerrecht3. Es empfiehlt sich allerdings,
bei Beschäftigungen, die das ganze Kalenderjahr über andauern, im Inte-
resse einer kontinuierlichen versicherungsrechtlichen Beurteilung gleichblei-
bend monatlich 175 € in Abzug zu bringen. Eine andere Handhabung (z. B.
sofortige Ausschöpfung des Steuerfreibetrags zu Beginn des Kalenderjahrs)
könnte dazu führen, dass die ersten Monate eines Kalenderjahrs nicht mit
Arbeitsentgelt belegt wären und somit keine Beschäftigung gegen Arbeits-
entgelt vorliegen würde und u. U. nach Ausschöpfung des Steuerfreibetrags
Versicherungspflicht eintreten könnte. Bei Aufnahme oder Beendigung einer
Beschäftigung im Laufe eines Kalenderjahrs kann monatlich ein entsprechend
höherer Betrag als Aufwandsentschädigung berücksichtigt werden. Dies gilt
bei Beendigung der Beschäftigung im Laufe eines Kalenderjahrs jedoch nur
dann, wenn das Ende der Beschäftigung (von vornherein) feststeht, und bei
Beginn einer Beschäftigung im Laufe eines Kalenderjahrs nur insoweit, als

1 Vom 19.12.2007, BGBl. I 2007 S. 3024
2 Vom 22.12.1999, BGBl. I 1999 S. 2601
3 Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger vom 26./27.5.
1999, Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe 2001, VL 8 IV/8
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der Steuerfreibetrag noch nicht ausgeschöpft ist. Sofern eine auf Dauer ange-
legte Beschäftigung im Laufe des Kalenderjahrs beendet wird und der Steu-
erfreibetrag noch nicht verbraucht ist, wird durch eine (rückwirkende) volle
Ausschöpfung des Steuerfreibetrags die versicherungs- und beitragsrechtliche
Beurteilung einer Beschäftigung hierdurch nicht berührt. Die rückwirkend
zum 1.1.2007 durch das Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen
Engagements1 in Kraft getretene Erhöhung des Übungsleiterfreibetrages auf
2 100 € wirkt sich – anders als im Steuerrecht – im Bereich der Sozialver-
sicherung erst seit 15.10.2007, dem Tag der Verkündung des Gesetzes im
Bundesgesetzblatt, aus.

91.2Auf Grund einer Änderung des § 14 Abs. 1 Satz 3 SGB IV durch das Gesetz
zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze2 ge-
hört ab 1.1.2008 nicht zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung ferner
die mit dem Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engage-
ments3 rückwirkend seit 1.1.2007 eingeführte steuerfreie Ehrenamtspauschale
nach § 3 Nr. 26a EStG (s. Fach 7 Rz 143.0). Steuerfrei nach § 3 Nr. 26a EStG
sind Vergütungen bis zur Höhe von insgesamt 500 € im Kalenderjahr, wenn sie
aus nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag einer inländischen
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer unter § 5 Abs. 1 Nr. 9
des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung gemein-
nütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 AO) erzielt werden.
Derartige Tätigkeiten stellen kein Beschäftigungsverhältnis i. S. der Sozial-
versicherung dar, sodass keinerlei Sozialversicherungsbeiträge zu zahlen sind.
Der steuerfreie Jahresbetrag von 500 € kann wie im Steuerrecht pro rata (d. h.
monatlich mit 41,67 €) angesetzt oder en bloc (jeweils zum Jahresbeginn oder
bei Beginn des Beschäftigungsverhältnisses im Laufe eines Kalenderjahres)
ausgeschöpft werden.

Diese Steuerbefreiung kann auf Grund der näheren Bestimmung des § 3
Nr. 26a EStG aber nicht neben der Steuerbefreiung des sog. Übungsleiter-
freibetrages nach § 3 Nr. 26 EStG (s. Fach 8 Rz 91.1) genutzt werden. Dies gilt
allerdings nicht, wenn unterschiedliche Tätigkeiten ausgeübt werden (z. B.
Chorleiter im Kirchenchor einerseits und Platzwart bei einem Sportverein
andererseits).

91.3Zu den Einnahmen, die im Zusammenhang mit der Beschäftigung stehen,
gehören auch Entgeltzahlungen durch Dritte.

Freiwillig gezahlte Trinkgelder sind durch das Gesetz zur Steuerfreistellung
von Arbeitnehmertrinkgeldern vom 8.8.2002 rückwirkend zum 1.1.2002 in
unbegrenzter Höhe steuerfrei gestellt worden (vgl. Fach 7 Rz 172 ff.). Die
Steuerfreistellung bewirkt über die Arbeitsentgeltverordnung, dass freiwillige
Trinkgelder auch nicht mehr zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung
gehören. Soweit infolge des rückwirkenden Inkrafttretens für Zeiten nach
dem 31.12.2001 freiwillige Trinkgelder bereits der Beitragspflicht unterworfen
wurden, erstatten die Krankenkassen auf Antrag die hierauf entfallenden
Beiträge, sofern auf Grund dieser Beiträge nicht bereits Leistungen erbracht
wurden.

1 Vom 10.10.2007, BGBl. I 2007 S. 2332
2 Vom 19.12.2007, BGBl. I 2007 S. 3024
3 Vom 10.10.2007, BGBl. I 2007 S. 2332
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Trinkgelder, auf die der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat (z. B. Meter-
gelder im Möbeltransportgewerbe), gehören dagegen nach wie vor in voller
Höhe zum steuerpflichtigen Arbeitslohn (vgl. Fach 7 Rz 175) und damit zum
Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung.

Wie weit der Arbeitsentgeltbegriff gefasst ist, zeigt auch die Rechtsprechung.
So hat das BSG entschieden, dass selbst Sachgewinne, die ein Automobilher-
steller unter den bei seinen Vertragshändlern beschäftigten Autoverkäufern
verlost, dem Arbeitsentgelt zuzurechnen sind, wenn die Zuwendung trotz der
Verlosung und einer damit verbundenen Glückskomponente wesentlich von
dem Ziel mitbestimmt wird, den Arbeitnehmern neben dem laufend gezahlten
Arbeitsentgelt eine zusätzliche Vergütung für geleistete Arbeit zukommen zu
lassen und zugleich einen Anreiz für weitere erfolgreiche Arbeit zu schaffen1.
Auch die neben dem Lohn von Zeitungsausträgern gezahlten Werbeprämien
für die Werbung neuer Abonnenten stellen nach Auffassung des BSG Ar-
beitsentgelt i. S. der Sozialversicherung dar2. Zur steuerlichen und damit auch
sozialversicherungsrechtlichen Behandlung von Rabatten, die Arbeitnehmern
von dritter Seite eingeräumt werden, vgl. Fach 7 Rz 144.6 ff.

91.4 Von der Grundnorm des § 14 SGB IV, dass alle laufenden oder einmali-
gen Einnahmen aus einer Beschäftigung als Arbeitsentgelt gelten, werden
auch alle arbeitgeberseitigen Leistungen erfasst, die für die Zeit des Bezuges
von Sozialleistungen gezahlt werden. Abweichend hiervon gelten auf Grund
ausdrücklicher Bestimmung des § 23c Abs. 1 Satz 1 SGB V seit 1.1.2008 Zu-
schüsse des Arbeitgebers zum Krankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld,
Krankentagegeld und sonstige Einnahmen aus einer Beschäftigung, die für
die Zeit des Bezuges von Krankengeld, Krankentagegeld, Versorgungskran-
kengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld, Mutterschaftsgeld, Erziehungsgeld
oder Elterngeld weiter erzielt werden, nicht als beitragspflichtiges Arbeits-
entgelt, wenn die Einnahmen zusammen mit den genannten Sozialleistungen
das Nettoarbeitsentgelt nicht um mehr als 50 € übersteigen. Alle darüber
hinausgehenden Beträge sind seit 1.1.2008 erst dann als beitragspflichtige Ein-
nahmen zu berücksichtigen, wenn sie die Freigrenze von 50 € übersteigen. Bis
zum 31.12.2007 werden von der Beitragspflicht auch geringere Beträge erfasst,
da die Regelung des § 23c SGB IV in der bis dahin geltenden Fassung eine
Freigrenze nicht vorsieht. In den Fällen, in denen die Zahlung einer beitrags-
pflichtigen arbeitgeberseitigen Leistung bereits vor dem 1.1.2008 begonnen
hat und diese Leistung über den 31.12.2007 hinaus weitergewährt wird, ist für
den Bezugszeitraum seit 1.1.2008 die neue Rechtslage zu berücksichtigen.

Zur Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Freibetrages (SV-Freibe-
trag) der arbeitgeberseitigen Leistungen wird ein vergleichendes Nettoar-
beitsentgelt benötigt. Der höchstmögliche SV-Freibetrag ist die Differenz zwi-
schen dem Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt und der Nettosozialleistung. Das
Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt entspricht demNettoarbeitsentgelt, das der Ar-
beitgeber gesetzlichen Sozialleistungsträgern zur Berechnung der Soziallei-
stung in einer Entgeltbescheinigung mitteilen muss. Das ermittelte Nettoar-
beitsentgelt bleibt für die Dauer des Bezugs von Sozialleistungen unverän-
dert.

1 BSG, Urteil vom 26.10.1988, USK 8899
2 BSG, Urteil vom 15.2.1989, USK 8910
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Beispiel:
Bruttoarbeitsentgelt 3 000,00 € monatlich

Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt 2 100,00 € monatlich

Arbeitgeberseitige Leistungen während des Krankengeldbezuges 500,00 € monatlich

Netto-Krankengeld 1 628,10 € monatlich

SV-Freibetrag (2 100,00 € – 1 628,10 €) 471,90 € monatlich

Lösung: Der SV-Freibetrag wird durch die Zahlungen des Arbeitgebers zwar monatlich
um 28,10 € überschritten; dieser Betrag übersteigt jedoch nicht die Freigrenze von 50 €;
es liegt keine beitragspflichtige Einnahme vor.

Zuschüsse zum Mutterschaftsgeld sind nach der SvEV nicht dem Arbeitsent-
gelt zuzurechnen (vgl. Rz 96). Dieser Zuschuss wird in Höhe des Unterschieds-
betrages zwischen 13 € und dem kalendertäglichen Nettoarbeitsentgelt ge-
zahlt. Bei einem kalendertäglichen Nettoarbeitsentgelt von bis zu 13 € besteht
somit kein Anspruch auf einen Arbeitgeberzuschuss. In diesem Fall stellt jede
arbeitgeberseitige Leistung – für Zeiten seit 1.1.2008, wenn sie die Freigrenze
von 50 € übersteigt – eine beitragspflichtige Einnahme dar. Die Vorschrift des
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 SvEV (vgl. Rz 96) findet keine Anwendung. Bei einem
kalendertäglichen Nettoarbeitsentgelt von über 13 € übersteigt der Arbeitge-
berzuschuss nach § 14 Abs. 1 MuSchG zusammen mit dem Mutterschaftsgeld
nicht das Nettoarbeitsentgelt. Es liegt somit ausschließlich eine nicht beitrags-
pflichtige Einnahme i. S. des § 23c SGB IV vor. Ein Überschreiten des SV-
Freibetrages kann in diesem Fall nur eintreten, wenn der Arbeitgeber neben
dem Zuschuss nach § 14 Abs. 1 MuSchGweitere arbeitgeberseitige Leistungen
erbringt. Für die beitragsrechtliche Beurteilung der Zuschüsse ist dann neben
§ 23c SGB IV die Regelung des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 SvEV zu berücksichtigen.

92Ist ein Nettoarbeitsentgelt vereinbart, gelten als Arbeitsentgelt die Einnahmen
des Beschäftigten einschließlich der darauf entfallenden Steuern und der
seinem gesetzlichen Anteil entsprechenden Beiträge zur Sozialversicherung
(§ 14 Abs. 2 SGB IV). Die Nettolohnvereinbarung lässt – im Unterschied zur
Pauschalbesteuerung (vgl. dazu Rz 98) – die Lohnsteuerschuld unberührt.
Der Arbeitnehmer bleibt also nach außen, d. h. gegenüber dem Finanzamt,
Steuerschuldner, aber im Innenverhältnis trägt der Arbeitgeber die – aus
der Tabelle berechnete – Lohnsteuer. Ebenso gelten die allgemeinen Regeln
über die Verteilung der Sozialversicherungsbeiträge auf Arbeitnehmer und
Arbeitgeber. Da andererseits das sozialversicherungsrechtliche Arbeitsentgelt
am Bruttolohn orientiert ist, muss durch eine Hochrechnung der Steuern und
Sozialversicherungsbeiträge der Bruttobetrag und damit das Arbeitsentgelt
i. S. der Sozialversicherung ermittelt werden. Das Verfahren zur Ermittlung
des Bruttolohns ist ausführlich und anhand von Beispielen in R 122 LStR bzw.
den hierzu ergangenen amtlichen Hinweisen (H 122) beschrieben1. Beim sog.
Haushaltsscheckverfahren werden dem Barlohn dagegen gem. § 14 Abs. 3
SGB IV keine Arbeitnehmerbeitragsanteile zur Sozialversicherung zugerech-
net, sondern bemessen sich die Beiträge ausschließlich nach dem ausgezahlten
Betrag zuzüglich der durch Abzug vom Arbeitslohn einbehaltenen Steuern
(vgl. hierzu Rz 280.2 ff.).

1 Zum Verfahren zur Ermittlung des Bruttoarbeitsentgelts bei Netto-Sonderzuwendungen
haben die Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger am 5./6.3.1985 Stellung ge-
nommen, Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe, VL 14 IV/18
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92.1 Durch das Gesetz zur Erleichterung der Bekämpfung von illegaler Beschäfti-
gung und Schwarzarbeit vom 23.7.20021 wurde durch eine Ergänzung des § 14
Abs. 2 SGB IV klargestellt, dass von einer Nettolohnvereinbarung auch dann
auszugehen ist, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer einvernehmlich Steuern
und Sozialversicherungsbeiträge hinterziehen (sog. illegale Beschäftigung).
Die frühere Rechtsprechung des BSG, BFH und BGH2, wonach in diesen
Fällen keine Hochrechnung der „Schwarzlöhne“ erfolgen durfte, ist damit
für Schwarzlohnzahlungen ab 1.8.2002 obsolet.

93 Erbringt der Arbeitgeber Leistungen nach Beendigung der versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung, ist die Arbeitsentgelteigenschaft sorgfältig zu prü-
fen. Dabei ist zu beachten, dass der lohnsteuerrechtliche Grundsatz, wonach
auch Einnahmen aus einem früheren Dienstverhältnis und Entschädigungen
zu berücksichtigen sind, die dem Arbeitnehmer als Ersatz für die Aufgabe
einer Tätigkeit gezahlt werden, nicht auf die Sozialversicherung übertrag-
bar ist. So weicht das Lohnsteuerrecht bei der rechtlichen Behandlung der
wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses gezahlten Abfindung vom
Sozialversicherungsrecht ab. Derartige Abfindungen sind grundsätzlich steu-
erpflichtig, soweit sie die Höchstbeträge für die Steuerfreiheit gem. § 3 Nr. 9
EStG überschreiten (vgl. Fach 7 Rz 102 ff.). Demgegenüber ist durch Urteile
des BAG3 und des BSG4 entschieden worden, dass Abfindungen, die wegen
der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses als Entschädigung für den
Wegfall künftiger Verdienstmöglichkeiten durch den Verlust des Arbeitsplat-
zes gezahlt werden, kein Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung darstel-
len und daher nicht der Beitragspflicht zur Kranken-, Pflege-, Renten- und
Arbeitslosenversicherung unterliegen. Zur Begründung wird ausgeführt, dass
derartige Abfindungen nicht mehr einer inzwischen beendeten versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung zuzuordnen sind.

Von der echten Abfindung zu unterscheiden sind Nachzahlungen von wäh-
rend der Beschäftigung verdientem Arbeitsentgelt. Da die Nachzahlungen der
früheren Beschäftigung zuzuordnen sind, handelt es sich um Arbeitsentgelt
i. S. der Sozialversicherung. Dies gilt auch dann, wenn anlässlich einer ein-
vernehmlichen Beendigung des Arbeitsverhältnisses oder seiner gerichtlichen
Auflösung im Kündigungsschutzprozess rückständiges Arbeitsentgelt gezahlt
und dieses von den Beteiligten als „Abfindung“ bezeichnet wird5. Auch Ur-
laubsabgeltungen, die nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ge-
zahlt werden, sind dem früheren Beschäftigungsverhältnis zuzuordnen und
damit Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV. Schließlich gehören auch Abfindun-
gen, die bei weiterbestehendem versicherungspflichtigem Beschäftigungsver-
hältnis wegen Verringerung der wöchentlichen Arbeitszeit gewährt werden,
zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung6.

93.1 Werden Beiträge zu einer Berufshaftpflichtversicherung (z. B. für Rechtsan-
wälte) durch den Arbeitgeber übernommen, gelten diese als Arbeitsentgelt.

1 BGBl. I 2002 S. 2787, in Kraft seit 1.8.2002
2 Urteile des BSG vom 22.9.1988, USK 88155, des BFH vom 21.2.1992, USK 9290, sowie
des BGH vom 13.5.1992, USK 9299

3 BAG, Urteil vom 9.11.1988, USK 88120
4 BSG, Urteil vom 21.2.1990, USK 9010
5 BSG, Urteil vom 21.2.1990, USK 9016
6 BSG, Urteil vom 28.1.1999, USK 9904
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Nach einem Urteil des BFH1 erfolgt die Beitragszahlung im Interesse des Ar-
beitnehmers, ein mögliches eigenbetriebliches Interesse des Arbeitgebers ist
nicht ausschlaggebend, wenn der Arbeitnehmer zur Ausübung seines Berufs
gesetzlich verpflichtet ist, eine Berufshaftpflichtversicherung abzuschließen.

III. Regelungen der Sozialversicherungsentgeltverordnung

94Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV sind einmalige Einnahmen, laufende Zu-
lagen, Zuschläge, Zuschüsse sowie ähnliche Einnahmen, die zusätzlich zu
Löhnen oder Gehältern gewährt werden, nicht dem Arbeitsentgelt zuzurech-
nen, soweit sie lohnsteuerfrei sind (ausgenommen Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeitszuschläge, soweit das Entgelt, auf dem sie berechnet werden,
mehr als 25 € für jede Stunde beträgt, vgl. Rz 97.1) und sich aus den nachfol-
genden Bestimmungen der SvEV nichts Abweichendes ergibt. Die Verweisung
auf die Lohnsteuerfreiheit gilt demnach nicht allgemein, sondern nur für die
ausdrücklich aufgeführten Einnahmen. Nicht mit in § 1 SvEV aufgeführt ist
vor allem der laufende Grundlohn (bzw. das laufende Grundgehalt). Insoweit
kann die SvEV keine Ausnahmen von der Zurechnung zum Arbeitsentgelt
vorsehen, weil dies die Verordnungsermächtigung des § 17 SGB IV nicht zu-
lässt.

94.1Lohnsteuerfreie Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit waren
bis zum 30.6.2006 in vollem Umfang nicht dem Arbeitsentgelt hinzuzurech-
nen. Seit 1.7.2006 gelten derartige Zuschläge in der Sozialversicherung als
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt, soweit das Arbeitsentgelt, auf dem sie be-
rechnet werden, mehr als 25 € für jede Stunde beträgt (§ 1 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 SvEV). Durch diese Regelung wurde die bisher einheitliche steuer- und
beitragsrechtliche Beurteilung der Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszu-
schläge aufgegeben. Es entstand die Besonderheit, dass ein an sich zusätzli-
cher steuerfreier Bezug zwar steuerfrei bleibt, aber bei entsprechend hohen
Grundlöhnen (mehr als 25 €) unter Beachtung der jeweiligen Beitragsbe-
messungsgrenze davon abweichend Beitragspflicht in der Sozialversicherung
eintritt. Dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen und damit beitragspflichtig ist nur
der Teil der Zuschläge, der auf einem den Grundlohn von 25 € übersteigenden
Betrag beruht, jedoch nicht die vollständigen Zuschläge.

Durch die Anbindung an den Grundlohn wird deutlich, dass für die beitrags-
rechtliche Beurteilung auf die steuerlichen Tatbestände abzustellen ist. Die
gewährten Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge müssen deshalb
auch die Voraussetzung erfüllen, dass sie zusätzlich zum Grundlohn und für
tatsächlich geleistete Arbeit gezahlt werden. Für die sozialversicherungsrecht-
liche Beurteilung sind – bis auf die Begrenzung des Höchststundengrundlohns
von 50 € – uneingeschränkt die Vorgaben des § 3b EStG und der R 3b LStR
2008) sowie die darauf basierenden Anweisungen der Finanzverwaltung maß-
gebend.

Der laufende Arbeitslohn bzw. das laufende Arbeitsentgelt im Entgeltab-
rechnungszeitraum ist in einen Stundengrundlohn umzurechnen. Hierbei ist
entsprechend den Ausführungen in R 3b Abs. 2 Nr. 2 LStR 2008 zu verfah-
ren. Danach ist das Arbeitsentgelt grundsätzlich durch die Zahl der Stunden
der regelmäßigen Arbeitszeit im jeweiligen Entgeltabrechnungszeitraum zu

1 BFH, Urteil vom 26.7.2007, USK 2007–45
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dividieren. Bei einem Arbeitsentgelt, das als Monatsentgelt gezahlt wird,
ist ein Divisor anzusetzen, der sich durch Multiplikation der wöchentlichen
Arbeitszeit mit dem Faktor 4,35 ergibt. Es gilt die individuelle regelmäßige
wöchentliche Arbeitszeit des Arbeitnehmers.

Beispiel:
Ein Arbeitnehmer erhält ein laufendes monatliches Arbeitsentgelt von 2 150 €. Die regel-
mäßige individuelle Wochenarbeitszeit des Arbeitnehmers beträgt 20 Std. Der Stunden-
grundlohn wird folgendermaßen ermittelt:
a) Umrechnung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit:

20 Std. x 4,35 = 87 Std. monatlich
b) Ermittlung des Stundengrundlohns:

2 150 € : 87 Std. = 24,71 €

Der Stundengrundlohn beträgt 24,71 € und damit nicht mehr als 25 €. Deshalb können die
Zuschläge weiterhin beitragsfrei gewährt werden, soweit sie die in § 3b EStG genannten
Grenzbeträge nicht überschreiten, d. h. steuerfrei sind.

95 Darüber hinaus sind nach § 1 Abs. 1 Satz 1 SvEV die folgenden Bezüge nicht
dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, soweit der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit
einem Pauschsteuersatz erheben kann und keine Regelbesteuerung durchge-
führt wird:
– Unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten im Betrieb nach § 40 Abs. 2

Satz 1 Nr. 1 EStG (vgl. Rz 100).
– Zuwendungen aus Anlass von Betriebsveranstaltungen nach § 40 Abs. 2

Satz 1 Nr. 2 EStG (vgl. Rz 101).
– Erholungsbeihilfen nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG (vgl. Rz 102).
– Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen nach § 40 Abs. 2 Satz 1

Nr. 4 EStG (vgl. Rz 102.1).
– unentgeltliche oder verbilligte PC-Überlassung oder unentgeltlicher oder

verbilligter Internetzugang oder Zuschüsse hierzu, die zusätzlich zum
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden, nach § 40 Abs. 2 Satz 1
Nr. 5 EstG (vgl. Fach 7 Rz 314)

– Fahrtkostenerstattungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte
sowie unentgeltliche oder verbilligte Beförderung zwischen Wohnung und
Arbeitsstätte nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG (vgl. Rz 103).

– Zukunftssicherungsleistungen nach § 3 Nr. 56 (vgl. Rz 95.1 ff.) und § 40b
EStG, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern gezahlt werden, soweit nicht
in § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 SvEV Abweichendes geregelt ist (vgl. Rz 104 ff.).

– Zukunftssicherungsleistungen nach § 40b EStG in der bis 31.12.2004 gel-
tenden Fassung (vgl. Rz 104.4).

– Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung der Arbeitnehmer nach § 40b
Abs. 3 EStG (vgl. Rz 105).

– Sonstige Bezüge nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, die nicht einmalig ge-
zahltes Arbeitsentgelt i. S. des § 23a SGB IV (vgl. zu § 23a SGB IV Rz 109 ff.)
sind (vgl. Rz 106).

95.1 Durch das Jahressteuergesetz 20071 wurde § 3 Nr. 56 EStG in das Einkom-
mensteuergesetz eingefügt. Danach sind laufende Zuwendungen des Arbeit-
gebers nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 EStG aus dem ersten Dienstver-
hältnis an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten (also

1 Vom 13.12.2006, BGBl. I 2008 S. 2878
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einer umlagefinanzierten) betrieblichen Altersversorgung steuerfrei. Voraus-
setzung ist, dass die Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditäts- oder Hin-
terbliebenenversorgung in Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans (§ 1
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AltZertG) vorgesehen ist. Diese Steuerfreiheit gilt jedoch
nur dann, soweit die Zuwendungen (derzeit) im Kalenderjahr 1 % der Bei-
tragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (West) nicht
übersteigen. Im Kalenderjahr 2008 beträgt dieser Steuerfreibetrag monatlich
53 € (bzw. jährlich 636 €). Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG ist erstmalig
auf Zuwendungen anzuwenden, die nach dem 31.12.2007 geleistet werden.
Mit dieser Regelung wird die nachgelagerte Besteuerung der umlagefinan-
zierten Versorgungssysteme – vergleichbar der Besteuerung der kapitalge-
deckten betrieblichen Altersversorgung – eingeführt. Die steuerfreien Beträge
der umlagefinanzierten Versorgungssysteme sind zwar um die nach § 3 Nr. 63
Satz 1, 3 oder 4 EStG steuerfreien Beträge der kapitalgedeckten betrieblichen
Altersversorgung zu mindern (§ 3 Nr. 56 Satz 3 EStG); allerdings bleibt die
Möglichkeit der Pauschalbesteuerung nach § 40b Abs. 1 EStG bestehen. Diese
Zukunftssicherungsleistungen, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern ge-
zahlt werden, sind nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, soweit nicht in § 1
Abs. 1 Satz 3 und 4 SvEV Abweichendes geregelt ist (vgl. Rz 104 ff.).

95.2Werden sowohl Umlagen für eine umlagefinanzierte Pensionskasse als auch
Aufwendungen für eine kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung er-
bracht, ist zu berücksichtigen, dass die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG
der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG vorgeht. Dies gilt unabhängig davon,
ob die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Beträge arbeitgeberfinanziert sind
oder auf einer Entgeltumwandlung aus dem Bruttoarbeitsentgelt des Arbeit-
nehmers beruhen. Das folgt aus § 3 Nr. 56 Satz 3 EStG. Danach mindern die
nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Beträge den Höchstbetrag des § 3 Nr. 56
EStG. Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 EStG (Umlagen des Arbeitgebers für
eine umlagefinanzierte Pensionskasse) sind daher nur steuerfrei, soweit die
nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Beträge (Aufwendungen des Arbeitgebers
für eine kapitalgedeckte Altersversorgung in den Durchführungswegen Di-
rektversicherung, Pensionsfonds oder – kapitalgedeckte – Pensionskasse oder
entsprechende Aufwendungen des Arbeitnehmers aus einer Entgeltumwand-
lung) den steuerfreien Höchstbetrag nach § 3 Nr. 56 EStG von derzeit 1%
der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung (West)
unterschreiten.

Der nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreie Höchstbetrag von 1% der Beitragsbemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung (West) wird um den Betrag
der nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Aufwendungen verringert. Daraus ergibt
sich folgende Beurteilung:
a) Ist die Differenz größer als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten

Pensionskasse, so bleibt der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten
Pensionskasse in voller Höhe nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei.

b) Ist die Differenz geringer als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzier-
ten Pensionskasse, dann wird der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzier-
ten Pensionskasse nur noch in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen
dem Betrag von 1% der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Ren-
tenversicherung (West) und den nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Aufwen-
dungen im Rahmen des § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei belassen. Der Restbe-
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trag der Arbeitgeberumlage wird entweder individuell steuerpflichtig oder
kann pauschal versteuert werden.

c) Das Ergebnis der steuerlichen Beurteilung ist Ausgangsbasis für die Er-
mittlung des sozialversicherungsrechtlichen Hinzurechnungsbetrags.

Beispiel:
Die Altersversorgung wird zum einen durch eine umlagefinanzierte Pensionskasse und
zum anderen durch eine kapitalgedeckte Pensionskasse aufgebaut.
Zur umlagefinanzierten Pensionskasse trägt der Arbeitgeber die Beiträge allein, Umlage-
satz 1%
Die Aufwendungen zur kapitalgedeckten Pensionskasse betragen 1%, die jeweils vom
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zur Hälfte getragen werden.
Die Arbeitnehmeraufwendungen werden nicht durch eine Entgeltumwandlung aus dem
Bruttoarbeitsentgelt finanziert.
– Die Aufwendungen des Arbeitgebers zur umlagefinanzierten Pensionskasse wären

nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei.
– Die Aufwendungen des Arbeitgebers zur kapitalgedeckten Pensionskasse sind nach

§ 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.
– Es ist zu prüfen, ob die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG aufrechterhalten werden

kann (Vergleichsberechnung).
Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt = 2 000 €

vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (1%) = 20 €

Aufwendungen des Arbeitgebers zur kapitalgedeckten Pensionskasse:
0,5% von 2 000 € = 10 €

Steuerliche Beurteilung:
Die Aufwendungen des Arbeitgebers i. H. von 10,00 € zur kapitalgedeckten Pensionskasse
sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.
– Vergleichsberechnung:
53 € ./. 10 € = 43 €

Die Differenz von 43 € übersteigt den Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensions-
kasse (20 €). Damit bleibt der Betrag von 20 € in voller Höhe nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei
und bildet die Ausgangsbasis für die Ermittlung des sozialversicherungspflichtigen Anteils.
Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung:
a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

entfällt
b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i. V. mit

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:
Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 20 €

+ pauschal besteuerter Anteil 0 €

= 20 €

./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 100 €

= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV 0 €

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:
(20 € : 1 x 100 =) 2 000 € x 1,0% = 20 €

./. 13,30 €

6,70 €

d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 2 000 €

Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0 €

+ Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 0 €

+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 6,70 €

insgesamt 6,70 € 6,70 €

= 2 006,70 €
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95.3Wird die Steuerfreiheit von Aufwendungen für eine kapitalgedeckte betrieb-
liche Altersversorgung nach § 3 Nr. 63 EStG erst im Nachhinein im Zuge einer
Einmalzahlung in Anspruch genommen und wurden die Umlagen monat-
lich nach § 3 Nr. 56 Satz 1 und 2 EStG bereits steuerfrei gestellt, wird die
„Nichtbesteuerung“ der Umlagen – ggf. vollständig – rückgängig gemacht.
Der zunächst festgestellte Beitragspflicht der Umlage wird in der nachträgli-
chen Betrachtung die Grundlage nicht entzogen; eine Rückwirkung ist in der
Sozialversicherung ausgeschlossen, da nach der Rechtsprechung des BSG1 in
abgewickelte Versicherungsverhältnisse nicht eingegriffen werden darf. Dem-
nach verbleibt es bei der im Rahmen des § 1 Abs. 1 Satz 3 und/oder Satz 4
i. V. mit Satz 1 Nr. 4a SvEV im Zeitpunkt der Beitragsfälligkeit festgestell-
ten Beitragspflicht der Arbeitgeberumlagen. Das gilt auch dann, wenn zu
Beginn des Kalenderjahres von vornherein feststeht, dass der Arbeitnehmer
bei Gewährung einer Einmalzahlung (z. B. im November eines Jahres) von
der Entgeltumwandlung Gebrauch machen und somit die steuerliche Rück-
abwicklung eintreten wird.

96Ferner sind gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 SvEV nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen:
– Zuschläge nach § 10 EFZG für in Heimarbeit Beschäftigte und für gleich-

gestellte Personen,
– Zuschüsse zum Mutterschaftsgeld nach § 14 MuSchG,
– vom Arbeitgeber zu tragende Arbeitnehmerbeitragsanteile für nach Durch-

schnittswerten verbeitragte Belegschaftsrabatte und Sachzuwenden für
Verbesserungsvorschläge oder Leistungen in der Unfallverhütung (vgl.
hierzu Rz 107 f.).

– Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und Saison-Kurzarbei-
tergeld, soweit sie zusammen mit dem Kurzarbeitergeld das fiktive Arbeits-
entgelt (vgl. Rz 170) nicht übersteigen (vgl. Rz 175),

– steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen und Pensionsfonds nach § 3
Nr. 63 EstG; soweit diese Zuwendungen aus einer Entgeltumwandlung
(§ 1 Abs. 2 BetrAVG) stammen, besteht Beitragsfreiheit nach den derzeit
geltenden Regelung nur bis zum 31.12.2008, vgl. aber Rz 91,

– Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an einen
Pensionsfonds zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen
oder Versorgungsanwartschaften durch den Pensionsfonds, soweit diese
nach § 3 Nr. 66 EstG steuerfrei sind,

– Sanierungsgelder der Arbeitgeber zur Deckung eines finanziellen Fehlbe-
trages an die Einrichtungen, für die die Regelung des § 1 Abs. 1 Satz 3
SvEV (vgl. Rz 104.1) gilt,

– steuerlich nicht belastete Zuwendungen des Beschäftigten zu Gunsten
von durch Naturkatastrophen im Inland Geschädigten aus Arbeitsentgelt
einschließlich Wertguthaben.

Zu den Regelungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 SvEV im Einzelnen:

Da Heimarbeiter und die nach dem HAG gleichgestellten Personen im All-
gemeinen keinen Entgeltfortzahlungsanspruch haben, besteht als Ausgleich
dafür nach § 10 EFZG ein Anspruch auf Zuschlag zum Arbeitsentgelt in Höhe
eines im Gesetz festgesetzten Prozentsatzes gegen den Auftraggeber oder

1 BSG, Urteile vom 7.12.1989 , USK 89115, und 8.12.1999, USK 9957
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gegen den Zwischenmeister. Dieser Zuschlag stellt gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
SvEV kein Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung dar.
Der in § 14 MuSchG geregelte Zuschuss zum Mutterschaftsgeld wird vom
Arbeitgeber oder – bei zulässiger Auflösung des Arbeitsverhältnisses während
der Schwangerschaft – von der zuständigen Krankenkasse (in Ausnahmefällen
vom Bundesversicherungsamt) zu Lasten des Bundes für die Zeit der Schutzfri-
sten vor und nach der Entbindung in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen
dem Mutterschaftsgeld (höchstens 13 €/ bis 31.12.2001: 25 DM pro Kalender-
tag) und dem vorherigen durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelt gezahlt. Auch
bei diesem Zuschuss handelt es sich gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 SvEV um
kein Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung. Dagegen gehörten Zuschüsse
zum Erziehungsgeld/Elterngeld bis zum 31.12.2007 zum Arbeitsentgelt, da
sie vom Gesetz- bzw. Verordnungsgeber nicht vom Arbeitsentgeltbegriff aus-
genommen waren1. Seit 1.1.2008 gelten Zuschüsse zum Erziehungsgeld oder
Elterngeld nicht als Arbeitsentgelt, wenn diese zusammen mit der Sozial-
leistung das Nettoarbeitsentgelt nicht um mehr als 50 € übersteigen (vgl.
Rz 91.4).
Für pauschal versteuerte Belegschaftsrabatte kann der Arbeitgeber gem. § 3
Abs. 3 SvEV anstelle der individuellen Zuordnung den einzelnen Arbeitneh-
mern aus Vereinfachungsgründen einen Durchschnittsbetrag der pauschal
versteuerten Belegschaftsrabatte zuordnen (vgl. Rz 107). Da der Durchschnitts-
betrag den tatsächlich erhaltenen Vorteil erheblich übersteigen kann, setzt
die Anwendung der Vereinfachungsregelung voraus, dass der Arbeitgeber
insoweit die Arbeitnehmerbeitragsanteile übernimmt. In diesen Fällen stellt
die Übernahme der Arbeitnehmerbeitragsanteile durch den Arbeitgeber nach
ausdrücklicher Bestimmung in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 SvEV im Gegensatz zum
anzusetzenden Durchschnittsbetrag kein Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversi-
cherung dar.
Zuwendungen an Pensionskassen und Pensionsfonds gehören unter den in
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 9 und 10 SvEV genannten Voraussetzungen nicht
zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung. Ausführliche Erläuterungen
hierzu enthält ein gemeinsames Rundschreiben der Spitzenverbände der
Sozialversicherungsträger vom 22.11.20012.

97 Nach § 1 Abs. 3 SvEV sind in der gesetzlichen Unfallversicherung und in
der Seefahrt Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit dem Ar-
beitsentgelt zuzurechnen, auch soweit sie nach § 3b EStG lohnsteuerfrei sind.
Dies gilt in der Unfallversicherung nicht für Erwerbseinkommen, das bei einer
Hinterbliebenenrente zur berücksichtigen ist. Für die anderen Versicherungs-
zweige führt die Lohnsteuerfreiheit dieser Zuschläge dagegen dazu, dass sie
gem. der Grundregel des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV insoweit nicht dem
Arbeitsentgelt zuzurechnen sind soweit das Entgelt, auf dem sie berechnet
werden, mehr als 25 € für jede Stunde beträgt. In der Unfallversicherung
ist der Grenzbetrag von 25 € unerheblich. Die unfallversicherungsrechtliche
Sonderregelung ist darauf zurückzuführen, dass die früheren Regelungen vor
Inkrafttreten des SGB IV für die anderen Versicherungszweige auf das Lohn-
abzugsverfahren bezogen waren. In der Unfallversicherung gibt es jedoch kein
Lohnabzugsverfahren.

1 Vgl. auch Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger
vom 11./12.11.1987, Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe, VL 224 V/1

2 Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe 2002, Anhang 10
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IV. Pauschal besteuerbare Einnahmen

1. Pauschalsteuer nicht Teil des Arbeitsentgelts

98Es gibt pauschal besteuerte Einnahmen, die zum Arbeitsentgelt gehören, weil
die SvEV insoweit keine gegenteilige Ausnahmeregelung enthält.

Beispiel:
Pauschalbesteuerung nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, wenn es sich um einmalig
gezahlte „sonstige Bezüge“ handelt, nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG (Nacherhebung
der Lohnsteuer, wenn der Arbeitgeber die Lohnsteuer nicht vorschriftsmäßig einbehalten
hat) und Pauschalbesteuerung nach § 40a EStG (bei Teilzeitbeschäftigungen innerhalb
bestimmter Grenzen).

Insbesondere bei der Pauschalbesteuerung nach § 40a EStG stellt sich die
Frage, ob die Pauschalsteuer als Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung
gilt. Das BSG hat dazu in ständiger Rechtsprechung1 festgestellt, dass die vom
Arbeitgeber getragene Pauschalsteuer nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen
ist, da der Arbeitgeber Schuldner der pauschalen Lohnsteuer ist. Die von ihm
im Rahmen der Pauschalbesteuerung übernommene Lohn- und Kirchensteuer
bedeutet für den Arbeitnehmer weder rechtlich noch wirtschaftlich einen
unmittelbaren Vorteil. Der nur mittelbare Vorteil des Arbeitnehmers, von
der individuell zu ermittelnden Lohn- und Kirchensteuer befreit zu sein, ist
insoweit rechtlich unerheblich und deckt sich nicht mit der pauschalierten
Lohnsteuer.

Beispiel:
Bei einer Teilzeitbeschäftigung von 14 Stunden pro Woche beträgt das vereinbarte wö-
chentliche Arbeitsentgelt 70 €. Es wird eine Pauschalbesteuerung nach § 40a EStG durch-
geführt. Der pauschal besteuerte Lohn ist Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung. Die
pauschale Lohnsteuer bleibt dagegen bei der Beitragsberechnung unberücksichtigt.

Diese BSG-Rspr., wonach die vom Arbeitgeber getragene pauschale Lohn-
steuer nicht zum Arbeitsentgelt gehört, führt zu der Konsequenz, dass die
pauschale Lohnsteuer auch nicht bei der Prüfung der Arbeitsentgeltgrenze für
versicherungsfreie geringfügige Beschäftigungen zu berücksichtigen ist (vgl.
zur geringfügigen Beschäftigung Rz 57 ff.).

Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer dagegen die Übernahme der pau-
schalen Lohn- und Kirchensteuer durch den Arbeitnehmer, so ist für die versi-
cherungsrechtliche Beurteilung und die Beitragsberechnung das vereinbarte
(Brutto-)Arbeitsentgelt und nicht das um die pauschale Lohn- und Kirchen-
steuer gekürzte (Netto-)Arbeitsentgelt maßgeblich2 (vgl. hierzu auch Fach 7
Rz 314.4).

2. Pauschal besteuerbare Einnahmen ohne Arbeitsentgelteigenschaft

99Für die Nichtzurechnung zum Arbeitsentgelt bzw. Beitragsfreiheit der in § 1
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4a SvEV (bis 31.12.2006 § 2 Abs. 1 ArEV) aufgeführten
Bezüge kommt es seit 1.1.1999 nicht mehr auf die tatsächliche Pauschal-
besteuerung an. Vielmehr ist seither ausreichend, dass der Arbeitgeber die
Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz erheben kann und er die Lohnsteuer
nicht im Lohnsteuerabzugsverfahren (§§ 39b, 39c, 39d) erhebt. Mit dieser

1 BSG, Urteile vom 12.11.1975, USK 75169 und USK 75170, vom 13.10.1993, USK 9358,
vom 27.9.1995, USK 9558 und vom 19.6.2001, USK 2001-33

2 Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger vom 24./
25.4.1989, Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe 1998, VL 8 IV/6
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Änderung sollen Streitigkeiten ausgeräumt werden, die sich dadurch ergeben
haben, dass die Pauschalbesteuerung oftmals erst nach der Fälligkeit der Sozi-
alversicherungsbeiträge durchgeführt wird und bei streng am Wortlaut der bis
zum 31.12.1998 geltenden Fassung des § 2 Abs. 1 ArEV (zumindest zunächst)
Beitragspflicht entstanden ist, da die die Beitragsfreiheit voraussetzende Pau-
schalbesteuerung im Zeitpunkt der Fälligkeit der Beiträge noch nicht erfolgt
ist. Darüber hinaus war aber auch rechtlich umstritten, ob die nachträgli-
che Pauschalbesteuerung die bereits eingetretene Beitragspflicht überhaupt
noch rückwirkend wieder beseitigen konnte. Die Neufassung schafft inso-
fern Rechtssicherheit für alle Betroffenen, zumal davon auszugehen ist, dass
der Arbeitgeber für die pauschal besteuerbaren Bezüge, von denen er keine
Lohnsteuer einbehält, die Pauschalsteuer zu einem späteren Zeitpunkt (späte-
stens bei einer Lohnsteuer-Außenprüfung) abführen wird. Allerdings gehören
nunmehr die pauschal besteuerbaren Bezüge selbst dann nicht mehr zum
Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung, wenn weder ein Lohnsteuerabzug
noch eine Pauschbesteuerung erfolgt (z. B. wegen Steuerfreiheit auf Grund
eines Doppelbesteuerungsabkommens1).

Nachfolgend werden die Tatbestände der nicht zum Arbeitsentgelt i. S. der
Sozialversicherung gehörenden pauschal besteuerbaren Einnahmen aus einer
Beschäftigung näher erläutert.

a) Unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten im Betrieb

100 Der Arbeitgeber kann den geldwerten Vorteil für arbeitstägliche Mahlzeiten,
die er an den Arbeitnehmer im Betrieb unentgeltlich oder verbilligt abgibt,
oder Barzuschüsse an Kantinen oder Gaststätten oder zwischengeschaltete
Einrichtungen für unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten der Arbeitneh-
mer seit dem 1.1.1990 gem. § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG pauschal versteuern
(vgl. Fach 7 Rz 313.1 ff.). Soweit der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil nicht
dem Lohnsteuerabzug unterwirft, führt dies nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV
dazu, dass der geldwerte Vorteil der Mahlzeiten insoweit nicht dem Arbeits-
entgelt i. S. der Sozialversicherung hinzuzurechnen ist.

b) Zuwendungen aus Anlass von Betriebsveranstaltungen

101 Übliche Zuwendungen des Arbeitgebers bei herkömmlichen Betriebsveran-
staltungen sind bis zum Wert von 110 € (bis 31.12.2001: 200 DM) je Arbeit-
nehmer und Veranstaltung nach R 72 LStR steuerfrei und daher gem. § 1 SvEV
nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen. Unübliche Zuwendungen sowie Zu-
wendungen, die den vorgenannten Betrag übersteigen, sind lohnsteuerpflich-
tig und können gem. § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG pauschal besteuert werden.
Soweit der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil nicht dem Lohnsteuerabzug
unterwirft, gelten diese Zuwendungen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV nicht
als Arbeitsentgelt.

c) Erholungsbeihilfen

102 Erholungsbeihilfen, welche vom Arbeitgeber gewährt werden, können nach
§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG pauschal besteuert werden und sind dann

1 Vgl. Abschnitt 1.2.1 des gemeinsamen Rundschreibens der Spitzenverbände der Sozi-
alversicherungsträger vom 29.12.1998 zu den Änderungen im Versicherungs- und Bei-
tragsrecht der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung zum 1.1.1999,
Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe, VL 17 IV/15



8Kern Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen und Gesamteinkommen

145. Erg.-Lfg./August 2008 Viertes Kapitel/Seite 9

nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen.
Die Pauschalbesteuerung ist nur zulässig, wenn die in § 40 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 EStG genannten Höchstgrenzen nicht überschritten werden. Weitere
Voraussetzung für die Pauschalbesteuerung ist, dass die Verwendung der
Beihilfen zu Erholungszwecken sichergestellt ist.

Stellt sich nachträglich heraus, dass die Erholungsbeihilfen zu Unrecht pau-
schal besteuert wurden, weil der erforderliche Nachweis über die zweckent-
sprechende Verwendung nicht erbracht worden ist, wird die Pauschalbesteue-
rung in eine individuelle Besteuerung umgewandelt. Für die Sozialversiche-
rung ergibt sich daraus, dass die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
SvEV für die Nichtzurechnung zum Arbeitsentgelt nicht vorliegen, so dass die
Zuwendungen nachträglich der Beitragspflicht zu unterwerfen sind, wobei sie
den Regelungen des § 23a SGB IV über Einmalzahlungen unterliegen.

d) Verpflegungsmehraufwendungen

102.1Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen bei einer Dienstreise, bei
Fahrtätigkeiten und Einsatzwechseltätigkeiten, die Arbeitnehmer von ihrem
Arbeitgeber erhalten, sind nach § 3 Nr. 13 und 16 EStG insoweit steuerfrei, als
die Pauschbeträge nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 EStG nicht überschritten wer-
den (vgl. hierzu Fach 7 Rz 155 ff.). Insoweit gehören die Vergütungen gem. § 1
Abs. 1 Satz 1 SvEV auch nicht zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung.
Sofern die vom Arbeitgeber gezahlten Vergütungen für Verpflegungsmehr-
aufwendungen die Verpflegungspauschalen um nicht mehr als 100% über-
steigen, kann der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil seit 1.1.1997 gem. § 40
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 EStG pauschal versteuern. Diese Möglichkeit führt nach
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV dazu, dass auch die pauschal besteuerbaren Be-
träge nicht dem Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung zuzurechnen sind,
soweit der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil nicht dem Lohnsteuerabzug
unterwirft. Im Übrigen können die nicht steuerfreien Reisekostenvergütungen
auch als sonstige Bezüge behandelt werden. Deshalb entfällt die individuelle
Besteuerung auch dann, wenn das Betriebsstättenfinanzamt auf Antrag des
Arbeitgebers eine Pauschalbesteuerung nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG
zulässt (vgl. Fach 7 Rz 305 ff.). Da es sich bei Vergütungen für Verpflegungs-
mehraufwendungen nicht um einmalig gezahltes Arbeitsentgelt, sondern um
laufendes Arbeitsentgelt handelt, unterliegen die hiernach pauschal besteu-
erbaren Beträge gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SvEV nicht der Beitragspflicht in
der Sozialversicherung, soweit der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil nicht
dem Lohnsteuerabzug unterwirft.

e) Fahrtkostenerstattungen

103Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln im Linienverkehr sowie die unentgeltliche oder verbilligte Nutzung dieser
Verkehrsmittel (z. B. Job-Ticket) sind vom 1.1.1994 an nach § 3 Nr. 34 EStG
steuerfrei, soweit sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ge-
währt werden (vgl. Fach 7 Rz 106 f. und 130.2). Die Steuerfreiheit führt gem. § 1
Abs. 1 Satz 1 SvEV gleichzeitig zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung.
Steuerpflichtig und damit beitragspflichtig zur Sozialversicherung sind dage-
gen Zuschüsse für Fahrten mit anderen Verkehrsmitteln (z. B. privater Pkw
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oder Taxi). Allerdings hat der Arbeitgeber die Möglichkeit, die steuerpflichti-
gen Fahrtkostenzuschüsse bzw. Fahrtkostenerstattungen sowie den geldwer-
ten Vorteil für die unentgeltliche oder verbilligte Beförderung zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG pauschal zu versteuern.
Soweit der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil nicht dem Lohnsteuerabzug
unterwirft, gehören diese Fahrtkostenzuwendungen gem. § 1 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 SvEV nicht zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung.

f) Zukunftssicherungsleistungen

104 Zukunftssicherungsleistungen des Arbeitgebers für seine Arbeitnehmer kön-
nen gem. § 40b Abs. 1 und 2 EStG pauschal versteuert werden, wenn es sich
um Beiträge des Arbeitgebers für eine Direktversicherung des Arbeitnehmers
oder um Zuwendungen an eine Pensionskasse handelt. Eine Direktversiche-
rung ist eine Lebensversicherung auf das Leben des Arbeitnehmers, die durch
den Arbeitgeber abgeschlossen worden ist und bei der der Arbeitnehmer oder
seine Hinterbliebenen hinsichtlich der Versorgungsleistungen des Versiche-
rers ganz oder teilweise bezugsberechtigt sind1. Die Versicherung darf insbe-
sondere nicht auf den Erlebensfall eines früheren als des 60. Lebensjahres des
Arbeitnehmers abgeschlossen und nicht vom Arbeitnehmer vorzeitig kündbar
sein (§ 40b Abs. 1 Satz 2 EStG). Die Pauschalierung nach § 40b EStG gilt nur
für zu besteuernde Beiträge und Zuwendungen des Arbeitgebers bis 1 752 €

(bis 31.12.2001: 3 408 DM) im Kalenderjahr. Bei der Versicherung mehrerer Ar-
beitnehmer gilt zur Ermittlung der Pauschalierungsgrenze eine Durchschnitts-
berechnung2. Wird der Grenzbetrag überschritten, muss der darüber liegende
Betrag normal besteuert werden. Die nach § 40b EStG pauschal besteuerbaren
Beträge sind gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV nicht dem Arbeitsentgelt zuzu-
rechnen, soweit der Arbeitgeber diese nicht dem Lohnsteuerabzug unterwirft.
Die über der Pauschalierungsgrenze liegenden Beiträge und Zuwendungen
gehören dagegen in der Sozialversicherung zum Arbeitsentgelt.

104.1 Für die Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG ist es unerheblich, ob die Leis-
tung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn oder auf Grund von
Vereinbarungen mit den Arbeitnehmern an Stelle des geschuldeten Barlohns
erbracht werden (sog. Lohn- oder Gehaltsumwandlungsverträge)3. Dies gilt
jedoch nach Ansicht der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger4 nicht
für die Sozialversicherung. Da sich die SvEV nach der Ermächtigungsnorm
des § 17 SGB IV nicht auf den Grundlohn oder das Grundgehalt bezieht,
sind die pauschal besteuerbaren Direktversicherungsbeiträge nach § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4a SvEV nur dann vom Arbeitsentgelt auszunehmen, wenn es sich
um zusätzliche Leistungen des Arbeitgebers handelt, oder aber wenn die
Direktversicherungsbeiträge ausschließlich aus Einmalzahlungen finanziert
werden. Nach dieser ab Januar 1981 geltenden Praxis spielt die Höhe der
Direktversicherungsbeiträge keine Rolle, wenn nur insgesamt die Pauschalie-
rungsgrenze von 1 752 € (bis 31.12.1989: 2 400 DM; bis 31.12.1995: 3 000 DM;
bis 31.12.2001: 3 408 DM) eingehalten wird. Gleichzeitig wurde das frühere

1 Vgl. zu den Einzelheiten R 129
2 Vgl. Abschnitt 129 Abs. 10 LStR
3 Das ergibt sich aus R 129 Abs. 5 LStR
4 Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger vom 3./4./
5.11.1980, Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe, VL 17 IV/1
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entgegengesetzte Besprechungsergebnis vom 6./7.12.19771 aufgehoben unter
dem Vorbehalt, dass in bestehende bzw. bis zum 31.12.1980 abgeschlossene
Lebensversicherungsverträge nicht eingegriffen werden soll. Bei diesen Alt-
fällen können weiterhin pauschal besteuerte Direktversicherungsbeiträge auf
Grund von sog. Gehaltsumwandlungsverträgen bis zum Betrag von monatlich
102,26 € (bis 31.12.2001: 200 DM) beitragsfrei belassen werden. Sofern aus
Anlass der zum 1.1.1990 bzw. 1.1.1996 oder 1.1.2002 erfolgten Erhöhung
der Pauschalierungsgrenze ein vor dem 1.1.1981 abgeschlossener Lebens-
versicherungsvertrag erhöht wird und sich dadurch ein monatlicher Betrag
von mehr als 102,26 € ergibt, gehören die Direktversicherungsbeiträge jedoch
nach Ansicht der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger2 insgesamt
zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt, wenn sie aus laufendem Arbeitsent-
gelt finanziert werden. Die Besitzstandsklausel stellt ausschließlich auf die am
31.12.1980 maßgeblichen Vertragsverhältnisse ab und gilt daher nicht mehr,
wenn sich die seinerzeitigen Vertragsverhältnisse verändert haben.

104.2Von der Regel, dass pauschal besteuerbare Zukunftssicherungsleistungen
nicht zum Arbeitsentgelt gehören, enthält § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV eine Aus-
nahme für den Fall, dass die Versorgungsregelung mindestens bis zum
31.12.2000 – vor der Anwendung etwaiger Nettobegrenzungsregelungen –
eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung von mindestens 75% des ge-
samtversorgungsfähigen Entgelts sowie eine Dynamisierung der Versorgungs-
bezüge entsprechend der Arbeitsentgelte vorgesehen hat. In diesem Ausnah-
mefall sind die Zukunftssicherungsleistungen, höchstens jedoch monatlich
100 €, bis zur Höhe von 2,5 % (höchstens jedoch der tatsächliche Umlagesatz)
des gesamtversorgungsfähigen Entgelts nach Abzug von monatlich 13,30 €

dem Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung zuzurechnen. Dies gilt mit der
Maßgabe, dass die nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreien Zuwendungen und die
nach § 40b EStG pauschal besteuerten Zuwendungen demArbeitsentgelt inso-
weit zugerechnet werden, als sie in der Summe monatlich 100 € übersteigen.
Übersteigt die Summe aus steuerfreier und pauschal besteuerbarer Umlage
den Betrag von 100 €, ist der über 100 € hinausgehende Betrag in vollem
Umfang als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zu bewerten.

Dementsprechend können folgende wesentliche Fallgruppen gebildet wer-
den:

Fallgruppe 1:

Arbeitgeberumlage ist a) > Summe aus steuerfreiem Anteil nach § 3 Nr. 56
EStG und pauschal besteuerbarem Wert (2008: 53 € und 92,03 € = 145,03 €)
und b) > 100 €.

Fallgruppe 1 ist 2008 relevant ab einem zusatzversorgungspflichtigen Arbeits-
entgelt von 2 248,53 €.

1 Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger vom 6./
7.12.1977, DOK 1978 S. 265

2 Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger vom 8./
9.11.1989, Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe, VL 17 IV/6
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In diesen Fällen entsteht
– ein individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil,
– ein beitragspflichtiger Anteil nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV und
– ein Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV.

Für die Bildung des Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV
ist der Grenzbetrag von 100 € in ein fiktives zusatzversorgungspflichtiges
Arbeitsentgelt umzurechnen.

Beispiel: zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt = 2 500 €.

Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 2 500 €, Umlage (7,86%) 196,50 €, davon vom Ar-
beitgeber zu tragen (6,45% von 2 500 € =) 161,25 €, davon Arbeitnehmerbeitrag (1,41%
von 2 500 € =) 35,25 €.

a) Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

Gesamtbetrag der Umlage: 161,25 €

./. steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 53,00 €

./. pauschal besteuerter Anteil 92,03 €

= individuell steuerpflichtiger und beitragspflichtiger Anteil: 16,22 €

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i. V. mit
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:

Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 53,00 €

+ pauschal besteuerter Anteil 92,03 €

= 145,03 €

./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 100,00 €

= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV 45,03 €

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:

(100 € : 6,45 x 100 =) 1550,39 € x 2,5% = 38,76 €

./. 13,30 €

= 25,46 €

d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:

laufendes Arbeitsentgelt 2 500,00 €

Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):

individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 16,22 €

+ Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 45,03 €

+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 25,46 €

insgesamt 86,71 € 86,71 €

= 2 586,71 €

Fallgruppe 2:

Arbeitgeberumlage ist a) =/< Summe aus steuerfreiem Anteil nach § 3 Nr. 56
EStG und höchstmöglichem pauschal besteuerbarem Wert (2008: 53€ + ma-
ximal 92,03 € = 145,03 €) und b) > 100 €.

Fallgruppe 2 ist 2008 relevant ab einem zusatzversorgungspflichtigen Arbeits-
entgelt von 1 550,39 € bis 2 248,52 €.
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In diesen Fällen entsteht
– kein individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil, aber
– ein beitragspflichtiger Anteil nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV, ferner
– ist ein Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV zu bilden.
Für die Bildung des Hinzurechnungsbetrags ist der Grenzbetrag von 100 € in
ein fiktives zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt umzurechnen.

Beispiel: zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt = 2 000 €.
Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 2 000 €, Umlage (7,86%) 157,20 €, davon vom Ar-
beitgeber zu tragen (6,45% von 2 000 € =) 129 €, davon Arbeitnehmerbeitrag (1,41% von
2 000 € =) 28,20 €.
a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

entfällt
b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i. V. mit

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:
Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 53,00 €

+ pauschal besteuerter Anteil
(Umlage – Steuerfreibetrag; 129 € – 53 € =) 76,00 €

= 129,00 €

./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 100,00 €

= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV 29,00 €

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:
(100 € : 6,45 x 100 =) 1 550,39 € x 2,5% = 38,76 €

./. 13,30 €

= 25,46 €

d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 2 000,00 €

Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 €

+ Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 29,00 €

+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 25,46 €

insgesamt 54,46 € 54,46 €

= 2 054,46 €

Fallgruppe 3:
Die Summe aus dem nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreien Anteil und dem nach
§ 40b EStG pauschal besteuerbaren Anteil der Arbeitgeberumlage ist a) =
< 100 € und b) > als 1 v. H der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen
Rentenversicherung West (2008 = 53 €).
Fallgruppe 3 ist 2008 relevant ab einem zusatzversorgungspflichtigen Arbeits-
entgelt von 821,71 € bis 1 550,38 €.
In diesen Fällen
– entsteht kein individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil,
– fällt eine Beitragspflicht nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV nicht an,
– ist aus der Summe des steuerfreien Anteils und des pauschal besteuerten

Betrags der Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV zu bilden.
Die Summe aus steuerfreiem und pauschal besteuertem Anteil der Umlage
bildet die Grundlage für die Berechnung des fiktiven zusatzversorgungs-
pflichtigen Arbeitsentgelts zur Ermittlung des Hinzurechnungsbetrags nach
§ 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV.
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Beispiel: zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt = 1 000 €.
Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 1 000 €, Umlage (7,86%) 78,60 €, davon vom Arbeit-
geber zu tragen (6,45% von 1 000 € =) 64,50 €, davon Arbeitnehmerbeitrag (1,41% von
1 000 € =) 14,10 €.
a) Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

entfällt
b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i. V. mit

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:
Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 53,00 €

+ pauschal besteuerter Anteil
(Umlage – Steuerfreibetrag; 64,50 € – 53 € =) 11,50 €

= 64,50 €

./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 100,00 €

= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV 0,00 €

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:
(64,50 € : 6,45 x 100 =) 1 000 € x 2,5% = 25,00 €

./. 13,30 €

= 11,70 €

d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 1 000,00 €

Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 €

+ Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 0,00 €

+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 11,70 €

insgesamt 11,70 € 11,70 €

= 1 011,70 €

Fallgruppe 4:
Arbeitgeberumlage = < steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG.
In diesen Fällen ist stets nur ein beitragspflichtiger Hinzurechnungsbetrag
nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV zu ermitteln (wie Fallgruppe 3). Vereinfachungs-
regelung: Es kann direkt aus dem zusatzversorgungspflichtigen Arbeitsentgelt
der Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV gebildet werden.
Fallgruppe 4 ist 2008 relevant bis zu einem zusatzversorgungspflichtigen Ar-
beitsentgelt von 821,70 €.
Beispiel: zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt = 820 €.
Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 820 €, Umlage (7,86%) 64,45 €, davon vom Arbeit-
geber zu tragen (6,45% von 820 € =) 52,89 €, davon Arbeitnehmerbeitrag (1,41% von
820 € =) 11,56 €.
a) Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

entfällt
b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i. V. mit

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 a SvEV:
entfällt

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:
(52,89 € : 6,45 x 100 =) 820 € x 2,5% = 20,50 €

./. 13,30 €

= 7,20 €

d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 820,00 €

Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 €

+ Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 0,00 €

+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 7,20 €

insgesamt 7,20 € 7,20 €

= 827,20 €
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104.3Belaufen sich Zukunftssicherungsleistungen auf weniger als 2,5 % des ge-
samtversorgungsfähigen Entgelts, kann dem Arbeitnehmer ein geldwerter
Vorteil in Form des Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV nur
zugerechnet werden, wenn ihm dieser Vorteil auch tatsächlich zugute kommt.
Deshalb ist in den Fällen, in denen der Umlagesatz weniger als 2,5% beträgt,
dem Arbeitsentgelt nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV nur ein Vomhundertsatz des
zusatzversorgungspflichtigen Arbeitsentgelts hinzuzurechnen, der der Höhe
nach dem vom Arbeitgeber zu tragenden Umlagesatz entspricht. Der hiernach
ermittelte Hinzurechnungsbetrag vermindert sich gem. § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV
2. Halbsatz monatlich um 13,30 €.

Beispiel:
Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt = 2 000 €,

vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (1%) 20 €,

a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

entfällt

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i. V. mit
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:

Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 20,00 €

+ pauschal besteuerter Anteil 0,00 €

= 20,00 €

./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 100,00 €

= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV 0,00 €

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:

(20 € : 1,0 x 100 =) 2 000 € x 1,0% = 20,00 €

./. 13,30 €

= 6,70 €

d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:

laufendes Arbeitsentgelt 2 000,00 €

Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):

individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 €

+ Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 0,00 €

+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 6,70 €

Insgesamt 6,70 € 6,70 €

= 2 006,70 €

104.4Als Folgeregelung zur Neuordnung der beitragsrechtlichen Beurteilung der
Aufwendungen des Arbeitgebers für eine umlagefinanzierte Pensionskasse
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV) regelt § 1 Abs. 1 Nr. 4 SvEV in der seit 1.1.2008
geltenden Fassung die Beitragsfreiheit der geldwerten Vorteile von Beiträgen
für eine Direktversicherung, die nach § 40b EStG in der bis zum 31. 12. 2004
geltenden Fassung i. V. mit § 52 Abs. 6 und Abs. 52a EStG pauschal versteuert
werden. Insoweit wird das bisherige Recht fortgeführt, nach dem bei diesen
sog. Altverträgen eine Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung nur dann zum
Zuge kommt, wenn es sich um eine zusätzliche Arbeitgeberleistung handelt
oder aber der Direktversicherungsbeitrag durch eine Entgeltumwandlung von
einmalig gezahltem Arbeitsentgelt finanziert wird. Entgeltumwandlungen aus
laufendem Arbeitsentgelt für diese Formen der Direktversicherung sind wie
bisher nach dem für die Sozialversicherung geltenden Recht nicht begüns-
tigt.
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g) Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung

105 Werden mehrere Arbeitnehmer gemeinsam in einem Unfallversicherungsver-
trag versichert und übersteigt der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung der
gesamten Unfallversicherungsbeiträge (nach Abzug der Versicherungssteuer)
durch die Zahl der begünstigten Arbeitnehmer ergibt, im Kalenderjahr nicht
62 € (bis 31.12.2001: 120 DM), kann der Arbeitgeber diese Unfallversiche-
rungsbeiträge seit 1.1.1990 nach § 40b Abs. 3 EStG pauschal versteuern. Diese
Möglichkeit führt gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV dazu, dass die Unfall-
versicherungsbeiträge nicht zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung
gehören, soweit der Arbeitgeber sie nicht dem Lohnsteuerabzug unterwirft.

h) Sonstige Bezüge

106 Nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. Satz 3 und 4 EStG können auf Antrag
des Arbeitgebers sonstige Bezüge pauschal besteuert werden, wenn sie in
einer größeren Zahl von Fällen gewährt werden. Voraussetzung ist, dass die
einem Arbeitnehmer gewährten sonstigen Bezüge nicht mehr als 1 000 € (bis
31.12.2001: 2 000 DM) im Kalenderjahr betragen. Nach R 115 Abs. 2 LStR ge-
hören zu den sonstigen Bezügen insbesondere einmalige Arbeitslohnzahlun-
gen, die neben dem laufenden Arbeitslohn gezahlt werden. Da nach § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 SvEV nur für pauschal besteuerbare sonstige Bezüge i. S. des § 40
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, die nicht einmalig gezahltes Arbeitsentgelt nach
§ 23a SGB IV sind (zur Begriffsbestimmung vgl. Rz 109 ff.), Beitragsfreiheit in
Betracht kommt und es sich bei den sonstigen Bezügen überwiegend um
Einmalzahlungen handelt, gibt es kaum Anwendungsfälle für beitragsfreie
„sonstige Bezüge“.

3. Pauschal besteuerte Belegschaftsrabatte und Sachzuwendungen

107 Für Waren und Dienstleistungen des Arbeitgebers, die den Arbeitnehmern
kostenlos oder verbilligt überlassen werden (Belegschaftsrabatte) und die vom
Arbeitgeber nicht überwiegend für den Bedarf seiner Arbeitnehmer herge-
stellt, vertrieben oder erbracht werden, ist die Besteuerung durch das Steu-
erreformgesetz 1990 zum 1.1.1990 neu geregelt worden. Solche Belegschafts-
rabatte gehören insoweit zum Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung, als
sie gem. § 8 Abs. 3 EStG steuerpflichtig sind, d. h. soweit der vermögenswerte
Vorteil 1 080 € (bis 31.12.2001: 2 400 DM, bis 31.12.2003: 1 224 €) im Kalender-
jahr übersteigt. Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt liegt auch dann vor, wenn
die Belegschaftsrabatte nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG pauschal versteuert
werden. Daher muss der Arbeitgeber selbst bei einer Pauschalversteuerung
grundsätzlich die Höhe der jedem einzelnen Arbeitnehmer gewährten Beleg-
schaftsrabatte für die Beitragsberechnung festhalten. Da dies zu einem unver-
hältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand führen kann, wird dem Arbeitgeber
in § 3 Abs. 3 SvEV aus Vereinfachungsgründen die Möglichkeit eingeräumt,
dem einzelnen Arbeitnehmer den Durchschnittswert der pauschal versteuer-
ten Belegschaftsrabatte zuzuordnen. Dabei kann auch der Durchschnittsbe-
trag des Vorjahres angesetzt werden. Besteht das Beschäftigungsverhältnis
nicht während des gesamten Kalenderjahres, ist für jeden Tag des Beschäf-
tigungsverhältnisses 1/360 des Durchschnittswerts zu Grunde zu legen. Der
anzusetzende Durchschnittswert ist als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt nach
§ 3 Abs. 3 Satz 4 SvEV dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum im jeweiligen
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Kalenderjahr zuzuordnen. Die hierauf entfallenden Sozialversicherungsbei-
träge sind gem. § 3 Abs. 3 Satz 2 SvEV vom Arbeitgeber allein zu tragen (vgl.
auch Rz 96).

107.1Diese beitragsrechtliche Vereinfachungsregelung gilt auch für pauschal ver-
steuerte Sachzuwendungen im Wert von nicht mehr als jeweils 80 € (bis
31.12.2001: 150 DM), die die Arbeitnehmer für betriebliche Verbesserungs-
vorschläge sowie für Leistungen in der Unfallverhütung und im Arbeitsschutz
vom Arbeitgeber erhalten (§ 3 Abs. 3 Satz 3 SvEV).

V. Sonderfälle des gesetzlich fingierten Arbeitsentgelts

108Zur besseren sozialen Absicherung einiger Personengruppen gibt es in den
einzelnen Versicherungszweigen Erweiterungen des Arbeitsentgeltbegriffs
kraft gesetzlicher Fiktion. Es handelt sich um Fälle, in denen entweder kein
entgeltliches Beschäftigungsverhältnis vorliegt oder das Arbeitsentgelt aus der
Beschäftigung aus besonderen Gründen sehr niedrig ist.

Beispiele:
– Gesetzlich fingiertes Arbeitsentgelt für behinderte Menschen in geschützten Einrich-

tungen zur Berechnung der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherungsbeiträge (§ 235
Abs. 3 SGBV, § 57 Abs. 1 SGBXI, § 162 Nr. 2 SGBVI, s. Rz 144 f. und 147).

– Für kranken- und pflegeversicherte Studenten, Praktikanten, zu ihrer Berufsausbil-
dung ohne Arbeitsentgelt Beschäftigte sowie Auszubildende des Zweiten Bildungs-
wegs (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 und 10 SGBV bzw. § 20 Abs. 1 Nr. 9 und 10 SGBXI) gilt gem.
§ 236 Abs. 1 SGBV bzw. § 57 Abs. 1 SGBXI der BAföG-Bedarfssatz (§ 13 Abs. 1 Nr. 2
und Abs. 2 BAföG) als Beitragsbemessungsgrundlage (vgl. Rz 144). In der Renten- und
Arbeitslosenversicherung wird für die zu ihrer Berufsausbildung ohne Arbeitsentgelt
Beschäftigten gem. § 162 Nr. 1 SGBVI bzw. § 342 SGB III 1% der monatlichen Bezugs-
größe als monatliches Arbeitsentgelt angesetzt (vgl. Rz 145.1).

– Für Seeleute ist als Arbeitsentgelt i. S. der Sozialversicherung nicht das tatsächlich
erzielte Arbeitsentgelt (Heuer), sondern sind eigens festgesetzte Durchschnittsheuern
anzusetzen. Diese Durchschnittsheuern als Rechtsinstitut der See-Unfallversicherung
(§ 92 SGBVII) sind nach § 233 SGBV, § 57 Abs. 1 SGBXI, § 163 Abs. 2 SGBVI und § 344
Abs. 1 SGB III auch für die Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung
verbindlich.

– Bei versicherungspflichtigen Arbeitnehmern, deren Arbeitsentgelt infolge einer ehren-
amtlichen Tätigkeit gemindert ist, gilt in der gesetzlichen Rentenversicherung auch
der Unterschiedsbetrag zwischen dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt und dem
Arbeitsentgelt, das ohne die ehrenamtliche Tätigkeit erzielt worden wäre (höchstens
bis zur Beitragsbemessungsgrenze), gem. § 163 Abs. 3 SGBVI als Arbeitsentgelt aus
seinem Beschäftigungsverhältnis, wenn der Arbeitnehmer dies beim Arbeitgeber be-
antragt (vgl. Rz 146).

– Bezieher von Vorruhestandsgeld gelten kraft gesetzlicher Fiktion in der gesetzlichen
Kranken- und Pflegeversicherung als entgeltlich beschäftigte Arbeitnehmer, wenn sie
unmittelbar vor Beginn des Vorruhestandsgeldbezuges versicherungspflichtig waren
und das Vorruhestandsgeld mindestens in Höhe von 65% des früheren Arbeitsentgelts
gezahlt wird (§ 5 Abs. 3 SGBV, § 20 Abs. 2 SGBXI). Dementsprechend sieht § 226
Abs. 1 Satz 2 SGBV vor, dass das Vorruhestandsgeld dem Arbeitsentgelt gleichsteht.
In der gesetzlichen Rentenversicherung unterliegen Bezieher von Vorruhestandsgeld
dagegen als „sonstige Versicherte“ nach § 3 Satz 1 Nr. 4 SGBVI der Versicherungs-
pflicht; jedoch wird auch in der Rentenversicherung das Vorruhestandsgeld für die
Beitragsberechnung herangezogen (§ 166 Abs. 1 Nr. 3 SGBVI).

– Bei Beziehern von Kurzarbeitergeld gelten gem. § 232a Abs. 2 SGBV bzw. § 163 Abs. 6
SGBVI neben dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt 80 % des Unterschiedsbetrages
zwischen Sollentgelt und Istentgelt nach § 179 SGB III (Fiktivlohn), als Arbeitsentgelt
i. S. der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung, während in der Arbeitslosenver-
sicherung lediglich das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt (Kurzlohn) zur Beitragsbe-
rechnung herangezogen wird (vgl. Rz 169 ff.).
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VI. Unterscheidung zwischen laufendem und einmalig gezahltem
Arbeitsentgelt

1. Bedeutung der Unterscheidung

109 Die Unterscheidung zwischen laufenden und einmaligen Einnahmen aus ei-
nem Beschäftigungsverhältnis ist auch nach den tiefgreifenden Rechtsände-
rungen durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 von erheblicher beitragsrecht-
licher Bedeutung, obwohl Einmalzahlungen seit 1.1.1984 in größerem Um-
fang als zuvor in die Beitragspflicht einbezogen werden. Beide Entgeltarten
unterscheiden sich vor allem hinsichtlich der zeitlichen Zuordnung zu ein-
zelnen Entgeltabrechnungszeiträumen sowie der Berücksichtigung der Bei-
tragsbemessungsgrenzen. Ferner beruhen § 1 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 SvEV
auf der Unterscheidung zwischen laufenden und einmaligen Einnahmen. Bei
der Berechnung von sozialversicherungsrechtlichen Entgeltersatzleistungen
kommt es insofern auf die Abgrenzung an, weil nicht selten vorher bezogenes
einmalig gezahltes Arbeitsentgelt unberücksichtigt zu bleiben hat (vgl. z. B.
die Berechnung des Regelentgelts nach § 47 Abs. 2 Satz 1 SGBV für das Kran-
kengeld; siehe jedoch seit 22.6.2000 § 47 Abs. 2 Satz 6 SGBV, vgl. Rz 110).

Das Gesetz bezeichnet laufendes Arbeitsentgelt als nicht einmalig gezahltes
Arbeitsentgelt (§ 23a Abs. 3 Satz 2 letzter Halbsatz SGB IV). Es handelt sich
demnach um eine Negativabgrenzung, bei der die Begriffsbestimmung des
einmalig gezahlten Arbeitsentgelts im Vordergrund steht. Aus diesem Grund
und wegen der eingehenderen gesetzlichen Regelungen für das einmalig
gezahlte Arbeitsentgelt werden diese nachfolgend an erster Stelle erörtert.
Daran schließen sich Ausführungen zum laufenden Arbeitsentgelt an.

2. Entwicklung der Zuordnung von Einmalzahlungen

110 Bis zum 31.12.1983 enthielt das Gesetz keine Legaldefinition, sondern setzte
die Begriffe „laufende“ und „einmalige“ Einnahmen voraus. Es gab eine Reihe
von Einnahmen aus einem Beschäftigungsverhältnis, deren Zugehörigkeit zu
den laufenden oder einmaligen Einnahmen lange Zeit umstritten war. Im
Rahmen der Konsolidierungsmaßnahmen in der Sozialversicherung wurde
deshalb durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 mit Wirkung vom 1.1.1984
der Begriff des einmalig gezahlten Arbeitsentgelts neu definiert und dieses
durch Einführung von anteiligen Jahres-Beitragsbemessungsgrenzen stärker
in die Beitragspflicht einbezogen. Allerdings hat das BVerfG1 die erweiterte
Beitragspflicht insoweit für verfassungswidrig erklärt, als danach einmalig
gezahltes Arbeitsentgelt zu Sozialversicherungsbeiträgen herangezogen wird,
ohne dass es bei der Berechnung sämtlicher Entgeltersatzleistungen (z. B.
Krankengeld, Arbeitslosengeld) berücksichtigt wird. Das BVerfG hat den
Gesetzgeber bis zum 31.12.1996 zu einer gesetzlichen Neuregelung aufge-
fordert und entschieden, dass bis dahin die diesbezüglichen beitragsrecht-
lichen Vorschriften weiterhin angewendet werden können. Außerdem hat
das BVerfG dem Gesetzgeber freigestellt, ob er die Verfassungswidrigkeit
auf der Beitragsseite oder auf der Leistungsseite beseitigt. Mit dem Gesetz
zur sozialrechtlichen Behandlung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt vom
12.12.19962 ist der Gesetzgeber der Aufforderung des BVerfG nachgekom-
men, wobei er sich für die leistungsrechtliche Lösung entschieden und ein

1 BVerfG, Beschluss vom 11.1.1995, USK 9501
2 BGBl. I 1996 S. 1859



8Kern Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen und Gesamteinkommen

145. Erg.-Lfg./August 2008 Viertes Kapitel/Seite 15

zusätzliches Krankengeld bzw. Übergangsgeld vorgesehen hat (§ 47a SGBV
und § 20 Abs. 1a SGBVI in der bis zum 21.6.2000 bzw. 31.12.2000 geltenden
Fassung). Damit sind die Regelungen über die erweiterte Beitragspflicht des
einmalig gezahlten Arbeitsentgelts, die zum 1.1.1997 für alle Sozialversiche-
rungszweige einheitlich in einem neuen § 23a SGB IV zusammengefasst wur-
den, auch über den 31.12.1996 hinaus anzuwenden. Allerdings hat das BVerfG
auch die Neuregelung für verfassungswidrig erklärt und den Gesetzgeber
erneut aufgefordert, eine verfassungskonforme Regelung zu schaffen1. Dem ist
der Gesetzgeber mit dem „Gesetz zur Neuregelung der sozialversicherungs-
rechtlichen Behandlung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt (Einmalzah-
lungs-Neuregelungsgesetz)“ vom 21.12.20002 nachgekommen. Neben einer
Übergangsregelung (§ 47a SGBV) für noch nicht bestandskräftige Kranken-
geldfälle, wonach den Betroffenen eine Krankengeldnachzahlung hinsichtlich
gewährter Sonderzuwendungen zugebilligt wird, ist § 47 SGBV rückwirkend
zum 22.6.2000 dahingehend geändert worden, dass bei der Krankengeld-
berechnung das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt, das in den letzten zwölf
Kalendermonaten vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit nach § 23a SGB IV der
Beitragsberechnung zu Grunde gelegen hat, ebenfalls für die Krankengeld-
berechnung heranzuziehen ist. Die Vorschriften zur Berücksichtigung von
Einmalzahlungen bei der Berechnung von Arbeitslosengeld, Übergangsgeld
und Verletztengeld sind dagegen erst zum 1.1.2001 in Kraft getreten. Die
Auswirkungen des Einmalzahlungs-Neuregelungsgesetzes auf die Berech-
nung von Krankengeld, Übergangsgeld, Verletztengeld, Versorgungskranken-
geld, Krankengeld bei Erkrankung des Kindes, Kinderpflege-Verletztengeld
und Mutterschaftsgeld haben die Spitzenverbände der Krankenkassen in ei-
nem gemeinsamen Rundschreiben vom 16.2.2001 näher erläutert. Auf Grund
der leistungsrechtlichen Berücksichtigung von Einmalzahlungen unterliegen
diese weiterhin der Beitragspflicht zur Sozialversicherung und kommt es nicht
zu Beitragsrückerstattungen. Vorsorglich gestellten Beitragserstattungsanträ-
gen und vorsorglich eingelegten Widersprüchen gegen die Beitragsberech-
nung aus Einmalzahlungen kann daher nicht entsprochen werden.

3. Begriff des laufenden und des einmalig gezahlten Arbeitsentgelts

111Nach § 23a Abs. 1 Satz 1 SGB IV gehören zum einmalig gezahlten Arbeitsent-
gelt die dem Arbeitsentgelt zuzurechnenden Zuwendungen, die nicht für die
Arbeit in einem einzelnen Entgeltabrechnungszeitraum gezahlt werden. Bei
dem einmalig gezahlten Arbeitsentgelt handelt es sich also um Zuwendungen,
die nicht für die Arbeit in einem bestimmten Entgeltabrechnungszeitraum
gezahlt werden (Beispiel: das Weihnachtsgeld ist eine Einmalzahlung, weil
es im gesamten Kalenderjahr verdient worden ist). Als einmalig gezahltes
Arbeitsentgelt sind auch solche Sonderzahlungen anzusehen, auf die kein
Rechtsanspruch besteht; dies gilt auch für Zahlungen nach dem Ausscheiden
aus dem Beschäftigungsverhältnis (s. aber auch Rz 93).

Demgegenüber gehören zum laufenden Arbeitsentgelt alle nicht einmalig
gezahlten Bezüge.

§ 23a SGB IV regelt ausschließlich die beitragsrechtliche Behandlung des ein-
malig gezahlten Arbeitsentgelts. Darüber hinaus hat der Gesetzgeber jedoch

1 BVerfG, Beschluss vom 24.5.2000 (USK 2000–15)
2 BGBl. I 2000 S. 1971
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auch im Leistungsrecht Sonderregelungen zum einmalig gezahlten Arbeits-
entgelt getroffen (vgl. hierzu Rz 110).

4. Beispiele für die Abgrenzung zwischen laufendem und einmalig gezahl-
tem Arbeitsentgelt

112 Zum einmalig gezahlten Arbeitsentgelt gehören insbesondere die folgenden
im Zusammenhang mit einer Beschäftigung erzielten Bezüge:
– Aktienüberlassung zum Vorzugskurs (soweit nicht nach § 19a EStG i. V.

mit § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV vom Arbeitsentgelt ausgenommen),
– Beihilfen bei Heirat oder Geburt eines Kindes (soweit nicht nach § 3

Nr. 15 EStG i. V. mit § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV vom Arbeitsentgelt
ausgenommen),

– Erfindervergütungen,
– Erholungsbeihilfen (soweit nicht wegen möglicher Pauschalbesteuerung

nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG i. V. mit § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV
vom Arbeitsentgelt ausgenommen),

– Gewinnbeteiligungen,
– Jubiläumszuwendungen,
– Lehrabschlussprämien,
– Maigelder,
– Prämien für Verbesserungsvorschläge (s. hierzu auch Rz 107.1),
– Provisionen ohne Bezug auf bestimmte Entgeltabrechnungszeiträume1,
– Tantiemen,
– Urlaubsabgeltungen (vgl. hierzu auch Rz 115 f.),
– Urlaubsgelder2, auch wenn sie in Form einer prozentualen Erhöhung des

laufenden Arbeitsentgelts gewährt werden (z. B. im Baugewerbe 30/130stel
der Urlaubsvergütung3),

– Vermögenswirksame Leistungen (soweit nicht als Vermögensbeteiligung
wegen § 19a Abs. 1 EStG i. V. mit § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV vom Arbeits-
entgelt ausgenommen und soweit nicht laufendes Arbeitsentgelt),

– Weihnachtsgelder,
– Zusätzliche Monatsgehälter.

112.1 Aus der Begriffsbestimmung des § 23a SGB IV folgt, dass für die Abgrenzung
zwischen laufendem und einmalig gezahltem Arbeitsentgelt nicht maßgebend
ist, ob die Zahlung in jedem Entgeltabrechnungszeitraum erfolgt. Entschei-
dend ist vielmehr, ob die Zuwendung der Arbeitsleistung in einem einzelnen
Entgeltabrechnungszeitraum zugeordnet werden kann. Ist dies der Fall, gehört
die Einnahme aus dem Beschäftigungsverhältnis auch dann zum laufenden
Entgelt, wenn sie in größeren Zeitabständen als einem Entgeltabrechnungs-
zeitraum gezahlt wird. Demnach verlieren laufende Zulagen, Zuschläge oder
Zuschüsse auch dann nicht ihre Eigenschaft als laufendes Arbeitsentgelt,
wenn sie in größeren Zeitabständen als monatlich ausgezahlt werden.

1 Provisionen für einzelne getätigte Abschlüsse gehören zum laufenden Arbeitsentgelt
2 Dagegen gehört das Urlaubsentgelt, d. h. die Entgeltfortzahlung während des Urlaubs
(Urlaubsvergütung), zum laufenden Arbeitsentgelt

3 Besprechungsergebnis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger vom 11./12.
11.1992, Sozialversicherungsbeitrag-Handausgabe 2005, VL 23a IV/12
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Beispiele:
Mehrarbeitsvergütungen, Erschwerniszulagen oder vermögenswirksame Leistungen ge-
hören auch dann zum laufenden Arbeitsentgelt, wenn sie einmal im Quartal ausgezahlt
werden. Das Gleiche gilt für Provisionen, es sei denn, dass sie ohne Bezug auf bestimmte
Entgeltabrechnungszeiträume gewährt werden.

VII. Bewertung von Sachbezügen

113Nach § 14 SGB IV gehören nicht nur Barbezüge, sondern auch Sachbezüge
zum Arbeitsentgelt. Bis 1977 haben die Landesregierungen durch Rechtsver-
ordnungen den Wert der Sachbezüge festgesetzt. Von 1978 bis 2006 richteten
sich die Sachbezugswerte für Kost und Wohnung nach der von der Bundesre-
gierung mit Zustimmung des Bundesrates jedes Jahr erlassenen Sachbezugs-
verordnung (SachBezV). Ab 2007 werden die Sachbezugswerte in der Verord-
nung über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen
des Arbeitgebers als Arbeitsentgelt (SvEV)1 festgesetzt, die die SachBezV
ablöst. Die Sachbezugswerte gelten auch für das Einkommensteuerrecht (vgl.
Fach 7 Rz 26 ff.). Durch die SachBezV 1995 ist insofern eine Änderung erfolgt,
als die Festsetzung eines einheitlichen freie Kost und Wohnung umfassen-
den Sachbezugswerts und dessen prozentuale Aufteilung auf die einzelnen
Sachbezugsteile (Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Frühstück, Mittagessen,
Abendessen) aufgegeben wurde. Für Frühstück, Mittagessen und Abendessen
werden gesonderte Werte in der SvEV ausgewiesen (§ 2 Abs. 1 SvEV) und
es wird zwischen Unterkunft und Wohnung unterschieden (§ 2 Abs. 3 und
4 SvEV), wobei lediglich für freie Unterkunft ein amtlicher Sachbezugswert
festgesetzt ist (§ 2 Abs. 3 SvEV). Für freie Wohnung ist dagegen kein amtlicher
Sachbezugswert mehr vorgeschrieben; vielmehr ist hierfür grundsätzlich der
ortsübliche Mietpreis anzusetzen. Die für das laufende Kalenderjahr festge-
setzten Sachbezugswerte für freie Verpflegung und freie Unterkunft ergeben
sich aus Anhang 2 Nr. 5 zu Fach 8. Wäre es nach Lage des Einzelfalles unbillig,
den Wert einer Unterkunft mit dem in der Sachbezugsverordnung festgesetz-
ten Sachbezugswert anzusetzen, kann die Unterkunft mit dem ortsüblichen
Mietpreis bewertet werden (§ 2 Abs. 3 Satz 3 SvEV). Ist die Feststellung des
ortsüblichen Mietpreises mit außerordentlichen Schwierigkeiten verbunden,
können die unter Rz 113.2 angeführten Quadratmeterpreise angesetzt werden.

113.1Für Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und für Auszubil-
dende ist seit 1.1.1999 der selbe Verpflegungswert wie für volljährige Arbeit-
nehmer anzusetzen. Wird Verpflegung nicht nur dem Beschäftigten, sondern
auch seinen nicht bei demselben Arbeitgeber beschäftigten Familienangehö-
rigen zur Verfügung gestellt, erhöhen sich die amtlichen Sachbezugswerte für
Verpflegung gem. § 2 Abs. 2 SvEV für Familienangehörige, die das
– 18. Lebensjahr vollendet haben, um 100%,
– 14. aber noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben, um 80%,
– 7. aber noch nicht das 14. Lebensjahr vollendet haben, um 40%,
– 7. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, um 30%,

wobei das Lebensalter im ersten Entgeltabrechnungszeitraum des Kalen-
derjahres maßgebend ist. Sind beide Ehegatten bei demselben Arbeitgeber
beschäftigt, sind die vorstehenden Erhöhungswerte für die Verpflegung der
Kinder beiden Ehegatten je zur Hälfte zuzurechnen.

1 Vom 21.12.2006, BGBl. I 2006 S. 3385
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